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Inhalt: die Mittel liefern ſollen, um geiftige Zwecke zu erreichen, deren Er⸗ 
5 reichung dem Einzelnen wegen Beſchränkung ſeiner Mittel nicht möglich 
Geſichtspunkte der Genoſſenſchaftsgeſehgebung. wäre. In dieſem Sinne fallen gabfeeiche laugſt beſtehende E 
Mittheilungen aus der Praxis! wie Sparcaffen, Lefevereine, Kranken-, Sterbe⸗, Unterſtützungscaſſen, 
Zum 5.161 sub 6 ber Inſtruction zur Ausführung des Wehrgeſetzes. ebenſo wie die Vorſchuß., Conſum⸗, Arbetterbüldungevereine, Producliv⸗ 
Bei welcher ärztlichen Behörde muß ſich nämlich zur Gonftatirung feiner | genoffenfhaften u. ſ. k. unter den Genoſſenſchoftsbegriſ. Wenn in 
Erwerbsunſähigkeit der männliche Angehörige unterſuchen laſſen? einem ſehr leſeuzwerthen Aufſotz „die ſranzoſiſche Enquete über die 
ueber nom Seite ber Gemeinbe behaupteten ausfätichliäes Nuhungerucht Pr ct Geſelſchoften und das Geſetz pom 24. Jui 1867 han 
an Schollerbänten eines öſfenllchen Geufſſers innerhalb der Grenzen | Dr, Ert u Flener) gefogt wird. „baß bie Mrkeiteraffecistionen 
4 Gemelnbrgebieleh, ihren gentelnfamen Charakter in dem Verſuch finden, innerhalb einer 
materiell und ungünſtig geſtellten Claſſe durch Vereinigung der Kräfte 
Verordnungen, dem Individuum wieder ſoviel an Kraft zu erwerben, als es nach 
perſonallen. feiner Claſſenlage entbehrt,“ fo kann man ſich hiemit vollſtändig ein⸗ 
verſtanden erklären. Nur führt eben diefer Gedanke über den Kreis 
der Arbeiteraſſocigtion hinaus, da nur wenige Sterbliche in einer 
Lage find, um nicht bezüglich einzelner Bedürfniſſe die Vermehrung 
6 c Ele. der ihrer Kraft durch Freie Vereinigung mit Andern zu ſuchen. Es iſt 
eſichtgpunkte der . daher wohl bezüglich des unmittelbaren Gegenſtandes jenes Aufſatzes, 
f ’ enofenfchaftsgefehgebung ) der franzöſiſchen Geſetzgehung über die societes cooperatives, aber 
Wenn von Genoſſenſchaften geredet wird, fo iſt man gewöhnt, nicht an ſich, namentlich nicht für Deutichland begründet, wenn von 
Erörterungen über die Arbeiterſrage zu erwarten Man erweſſt hienmt Plener a. g. O. (S. 555) an den Jaohresberſchten von Schultze⸗ 
denſelhen zu gleicher Zeit zu viel und zu wenig Ehre, zu viel Ehre, Delſtzſch die „Vermengung von nicht ganz zuſammengehörſgen Formen“ 
wenn man der Entwickelung der Genoffenſchaſten die Kraft zutraut, ladelt, weil fie z. H. auch Tiſchleraſſoelatlonen aufführen, die in der 
die Arbeiterfrage zu Löfen, zu wenig Ehre, indem das Genoffenfchaftee Regel nichts ſeien, als Mogazinscompaguien felbftftändiger Meifter. 
weſen und ſeine Bedeutung keineswegs bloß auf den Kreis der Arbeiter, Aus dieſem Gattungsbegriff ſcheidet fich allerdings, ledoch nicht 
auch wenn man diefen Begriff ſoweit als möglich faßt, beſchränkt iſt. nach der Geſellſchaſts- oder Volksclaſſe, für welche fie berechnet find, 
Daß die Genoffenſchaften vorzüglich aus dem Kreiſe der Arbeiter ers ſondern nach anderen Momenten ein Kreis von Genoſſenſchaften als 
wachſen, auch für fie eine beſondere Bedeutung haben, hat ſeinen Grund beſondere Art aus, für welche ſich der Collectinausdruck „Erwerbs⸗ 
nicht in dem Weſen der Geuoſſenſchaft, ſoudern in der thalſächlichen und Wirthſchaftsgenoſſenſchaflen“ 75) bereits eingebürgert hat. Duß es 
Lage der Arbeiter, Man muß aber, namentlich was Deutſchland betrifft, nicht leicht ift, dieſen Kreis mit einer kurzen, Definition gegen die 
feſtſtellen, daß die zahlreſchſte und ausgedehnteſte Art der Genoſſen⸗] anderen, unter den oben bezeichneten allgemeinen Geſichtspunkt fallenden, 
ſchaften, die Vorſchuf⸗ und Ereditvereine dem Intereſſe des Klein⸗ Vereine abzugrenzen, beweiſen die eingehenden. Erörterungen hlerüber, 
gewerbes in viel größerem Umfange dient, als derjenigen Claſſe, an | welche der Foffung des ohne Aenderung in das norddeutsche Geſetz 
welche man zunächſt denkt, wenn von der Arbeſterfrage die Rede iſt. übergegungenen Art. 1 des preußiſchen Genoſſenſchoftsgeſetzes vom 
Ebenſo dehnen die Conſumvereine ihren Kreis auf alle Claſſen der 27. März 1867 vorangegangen. ſind. Doch iſt es auf dieſem Wege 
Geſellſchaft aus, während die Productivaffociationen, welche den Kern gelungen, ‚eine Definition aufzuftellen, welche dasjenige Moment, auf 
der Arbeiberfroge, ihre Theſluahme an dem Capitalgewinn, berühren, welchem die Beſonderheit der wirthſchaftlichen Genoſſenſchaften beruht, 
an Bedeutung und Zahl in Deutſchland noch weit zurüditehen, Man ſcharf genug bezeichnet. Der Art 1 des eben genannten Geſetzes be⸗ 
muß hiernach das Weſen der Genoſſenſchaften in Momenten ſuchen, zelchnet die Erwerbe, und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, für welche fie 
welche an ſich von der Arbelterfrage ganz unabhängig find. Die Ge⸗ beſtimmt find, als diejenigen Geſellſchaften von nicht gefchloffener Mit⸗ 
noſſenſchaften beruhen alle auf dem Einen Grundgedanken, welcher gliederzahl. welche die Förderung des Credits, des Ermerbs oder der 
allerdings mit voller Klarhet und Beſtimmtheit zuerſi in den engllſchen Wirthſchaft ihrer Mitglleder mittelft gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetriebes 
Arbeiteraffociationen zum Ausdrucke gekommen ift, daß eine unbeſtimmte bezwecken.“ Die frühere, von dem deutſchen Genaſſenſchaftsverband 
Anzahl von Einzelnen, welche nicht die Mittel haben, für ſich allein gebilligte und in dem erſten von Schultze⸗Delitzſch in der preußiſchen 
dieß zu erreichen, ihre Lage verbeſſern kann, indem ſie durch ihre 


Erledigungen. 


gemeinſame Verbindung und Thätigkeit, ohne ein beſtimmtes Capital | Wenn dane den eue Bb. a 15 N 
i ü ö f > enn es moglih wäre, gegen sprachliche Formeln, welche ſich einge⸗ 
zum Voraus aufbringen und von ihrem Vermögen ausſcheiden zu * el 2 1 —— A zur Mira bin. 


müſſen, ihre Einnahmen vermehrt und ihre Ausgaben vermindert. Auch 
denjenigen Verbindungen, welche auf geiftige Zwecke gerichtet find, 
liegt dieſe Abſicht zu Grunde, ſoſern fie durch das Zufammeuſtehen 


Wenoffenſchaflen „ ſenſchaften- ſchlechehen den egen . 
„ Wit werben dm Falgenden bie 7 
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nicht an den m Dim 
„) Nach Dr. Sarwey im würtentbergeſchen Archiv für Recht und Rechts: | Jensen norhbeuzchen Geieh gebrauchten, wenn ei ge 8er Ynilagie von 
verwaltung, Bd. 12, 1. Abtheil. vom Jahre 1869. Geirtlichafter richtig conſtruttten Arsbrud „Omaflenkbaiter” enden. 


Kammer der Abgeordneten vorgeſchlagenen Geſetzesentwurf aufgeuommene, 
Definition enthielt noch die Worte „auf dem Wege der Selbſthilfe“ 
nach „gemeinſchaftlichem Geſchüftsbetrieb.“ Dieſe frühere Hinmerfung 
auf die Selbſthilfe hervorzuheben, iſt nicht uhne Werth für den Ein⸗ 
blick in das innere Weſen dieſer Vereinigungen. Sie zeigt die Tendenz 
der Genoſſenſchaften, daß ihre Mitglieder durch eigene Kraft und 
Thätigkelt, mit ihrer Perſon und wicht mit fremder Hilfe, unter 
Ablehnung jeder Patronage bevorzugter Claſſen, jeder 
Uuterſtützung durch fremdes Capital, die den Beigeſchmack der Wohl: 
thakigkeit hatte, folgerichtig unter Ablehnung jeder Theilhaberſchaft 
ungleſcher, disparater Geſellſchaftselemente, mit gleichen Rechten und 
gleichen Pflichten ihrer Aufgabe nachkommen wollen. Doch war es 
begründet, daß in dem von der preußiſchen Reglerung eingebrachten Entwurf 
dieſe Worte geſtrichen und von den preußiſchen Kammern nicht wieder 
eingeſetzt wurden, weil die Hinweiſung auf die Selbsthilfe ein ſupjectives 
Moment enthält, welches nicht greifbar iſt oder ebenſo gut bei jeder 
Verbindung mit gemeinſchaftlichem Geſchäftsbetrieb ſich findet. Von 
dem großen Kreis der Geſellſchaften mit nicht geſchloſſener 
Mitgliederzahl, der unter den oben angegebenen allgemeinen, 
Geſichtspunkt fällt, ſcheiden ſich die wirthſchaftlichen Genoſſenſchaften 
durch die mit den Worten „durch gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetrieb“ 
richtig bezeichnete Eigenthümlichkeit aus, daß fie zu Erreichung ihres 
Zweckes, der ebendamit kein anderer fein kann, als die Förderung 
des Credits, Erwerbe oder der Wirthſchaft ihrer Mitglieder, einen 
Geſchäftsbetrieb und zwar einen gemeinſchaftlichen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb haben müffen. Eine Vergleichung mit andern ähnlichen 
Vereinigungen, mit Kranken- und Unterſtützungsvereinen, Leſevereinen, 
Arbeiterbildungsvereinen, läßt dieſes unterſchedende Merkmal der 
wwirthſchaftlichen Genoſſenſchaſten mit aller Schärfe erkeunen. Auch 
dieſe Vereine machen einzelne Geſchäfte. Aber der Kreis der Rechts⸗ 
efchfifte, welche ſie zu Erreichung ihrer Zwecke vornehmen müffen, 
ft ein fo befchränfter, daß mau von einem Geſchäftsbetrieb nicht ſprechen 
kaun. Sie verfolgen ihre Zwecke mit gemeinſchoftlichen Mitteln, aber 
ohne einen gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetrieb. Die Kranken- und 
Uuterſtützungsvereine ziehen ihre Beiträge ein, legen fie unter Um⸗ 
ſcänden verzinslich an und gewähren die ſtatutenmäßlgen Unterſtützungen. 
Die Leſevereine, die Arbeiterbildungsvereine verſchaffen ſich gegen 
Bezahlung literariſche und andere Bildungemittel und erwerben unter 
Umſtänden ein Local durch Kauf oder Miethe. Damit iſt der Kreis 
ihrer Rechtsgeſchüfte geſchloſſen. Allerdings ift durch dieſen Gegenfatz 
nicht poſitin dargelegt, was zu einem Geſchäftsbetriebe gehört und es 
wird auch kaum gelingen, hiefür eine erſchöpfende Definition zu finden. 
Allein mit demſelben Rechte, mit welchem bei Abfaſſung des Handels⸗ 
geſetzbuches darauf verzichtet wurde, den gewerbsmäßigen Betrieb von 
Hondelsgeſchäften, welcher einen Einzelnen ober eine Mehrheit zum 
Kaufmann im Sinne des Handelsgeſetzbuches macht, näher zu erläutern, 
kann hierauf auch bei den Warten „gemeinſchaftlicher Geſchöftsbetrieb“ 
verzichtet werden. Es iſt für die Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften hiemit immerhin ans ihrem inneren Weſen heraus ein fie 
von anderen Genoſfenſchaften hinreichend unterſcheidendes Merkmol 


gewonnen. Vor Allem liegt hierin, daß ſie vermögensrechtliche Vortheile | 


unmittelbar als Zweck, nicht als Mittel zu anderen Zwecken ver⸗ 
folgen. Sodann ſcheiden ſie ſich wiederum von anderen auf vermögens⸗ 
rechtliche Vortheile gerichteten Verbindungen dadurch aus, daß fie auf 
einen un beſtimmten und großern Kreis von Rechtsge⸗ 
ſchäften zu Erreichung ihres Geſellſchaftszweckes angewieſen find, 
und daß fie denſelben geineinſchaftlich vornehmen müſſen, um 
überhaupt ihren Zweck erreichen zu können. Sie ſiud hiermit als eine 
Art commerzieller Geſellſchaften von allen anderen Ver⸗ 
einigungen mit unbeftimmter Mitgliederzahl (Genoſſenſchaften im weitern 
Sinne), gleichzeitig aber wieder von den Handelsgeſellſchaften als einer 
Art der commerziellen Geſellſchaften dadurch unterſchieden, daß der 
Kreis ihrer Geſchüftsthätigkeit nicht nothwendig in Handelsgeſchäften 
im Sinne des Handelsgeſetzbuches (Art. 271 u. f.) beſtehen muß und 
ſogar in der Mehrzahl der Fälle deßhalb nicht beſteht, weil das Mit⸗ 
glied der Genoſſenſchaft dieſer jelhft gegenüber nicht als Dritter er⸗ 
ſcheint, an welchem die Genoſſenſchaft einen Gewinn macht. 

Dieſe Beſonderheit der wirthſchoftlichen Genoſſenſchaften konnte 
nicht ohne Einfluß auf ihre privatrechtliche Stellung fein und ſie allein 
erklärt es, daß die Genoſſenſchaftsfrage zugleich eine Frage des Privat⸗ 
rechts wurde, welche zum Austrag zu bringen, eine Aufgabe der Geſetz⸗ 
gebung if. Schon längſt beſtehen alle Arten von Kranken-, Unter: 
ſtützungs-, Sterbe⸗, Leſevereinen u. |. f., ohne daß diefelben zu einer 
beſonderen gefetzgeberiſchen Thätigkeit bezuglich ihrer privatrechtlichen 
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Stellung gedrängt hätten. Je häufiger aber eine Mehrheit von Einzelnen 
in die Lage kommt, Rechts geſchäfte vorzunehmen, um fo mehr 
tritt neben ihrem materiellen Zweck die Frage nach ihrer privatrechtlichen 
Stellung in den Vordergrund und bedingt wiederum die Erreichung 
ihres Zweckes. Es war daher eine natürliche Folge des Gedeihens 
und der Verbreitung der wirthſchaftlichen Genoſſenſchaften, daß 
hiemit die Genoſſeuſchaſtsfrage zugleich zu einer Frage des formellen 
Rechts wurde und ihre nothwendige Einreihung in die beſtehenden 
Geſellſchaftsformen zu einer Prüfung des beſtehenden Gefellſchafts⸗ 
rechts führte. Hiebef zeigte ſich daſſelbe als unzureichend für die 
Genoſſenſchafteu. Es mußte ſofort erkaunt werden, daß mit denſelben 
eine nene, von dem beſtehenden Recht noch nicht gekannte Geſellſchafts⸗ 
ſorm in das wirkliche Leben eingetreten war. 

Anfaugs ſuchten die Geuoſſenſchaften auf verſchiedenen Wegen 
durch Anſchluß an beſtehende Rechtsformen ihre Zwecke zu befriedigen, 
indem ſie entweder mit künſtlichen Vertragsbeſtimmungen ihre Rechts⸗ 
geichäfte durch ihre Geſchäftsführer auf deren Namen vornahmen oder 
durch die Erwerbung der juriſtiſchen Perſönlichkeit die Handlungs und 
Bewegungefähigkeit zu gewinnen ſuchten. Daß der erſte Weg für Ger 
noffenſchaften mit größerem Geldumſatz oder mit Grundeigenthum 
mißlich, unter Umſtänden ſogar geführlich ift, bedarf keiner Ausführung. 
Ebenſo aber hat die Erwerbung der juriſtiſchen Perſönlichkeit durch 
Staatsgenehmigung obgeſehen von der hierin liegenden Beengung des 
freien Aſforiatſonstriebs die weſentlichen Nachthelle, daß hiebei eine 
mit uugleichem Maße meſſende, mindeſtens den Schein des Willkür⸗ 
lichen an ſich tragende Beurtheilung möglich iſt, daß in wichtigen 
Fragen, ſo bezuglich der Auflöſung und der Statutenänderung nach 
beſtehenden Grundſätzen Schranken gezogen werden, welche dem Weſen 
der nur dem Privatiutereſſe dienenden Genoſſenſchaften widerſprechen, 
daß endlich die höchſte Staatsgewalt ihre Auctorität für Unteruehmungen 
einzuſetzen ſcheint, welche ſie weder leiten noch überwachen kann. 

Es lag daher nahe, die Genoffenfchaften auf eine der in dem 
Allg. deutſchen Handelsgeſetzbuch gebotenen Geſellſchaftsſormen zu ver: 
meiſen, durch welche die zu ihrer Bewegung unentbehrliche Forderung, 
unter einem gemeinſchaftlichen Namen als einheitliches Ganzes handeln, 
zu können, befriedigt werden konnte. Allein viele Geuoſſenſchaften find 
von der Benützung des Allg. deutſchen Handelsgeſetzbuches gusgeſchloſſen, 
weil fte keine Handelsgeſchafte im Sinne des Handelsgeſetzbuches treiben. 
Sodann aber beruht das Recht der Handelsgeſellſchaften auf Voraus⸗ 
fegungen, welche in der Mehrzahl der Falle die Genoſſenſchaften nicht 
erfüllen können, ſofern nach dem Handelsrecht entweder ein beliebiger 
Wechſel in den haftpflichtigen Geſellſchaftern unſtatthaft oder wo folder 
zuläſſig iſt, ein Grundeapltal vorhanden fein muß. 

In die wirthſchaftlichen Genoſſenſchaften iſt nun im Laufe der 
Zeit eine neue Art „Geſellſchaft“, nämlich die Perfonalge noſſen⸗ 
ſchaft getreten. Früher war die Capitalgenoſſeuſchaft allein bekannt. 
Deshalb bedarf das deutſche Handelsgeſetzbuch einer Ergänzung. Hieraus 


ergeben ſich negative und poſitive Folgerungen für die geſetzgeberiſche 


Anfgabe. 

Es folgt hieraus vor Allem, daß ein Genoſſenſchaftsgeſetz keinen 
andern Zweck hat, als eine neue Form für commerzielle Geſellfchaſten 
zu eröffnen und hiedurch der Affociation auf dem Princip der Selbſt⸗ 
hilfe, der kooperativen Societät eine angemefjene Rechtsform anzubieten. 
Jede unmittelbare Tendenz, in die Löſung der ſoelalen Frage einzu⸗ 
greifen, muß fern bleiben. Ein Genoſſenſchaftsgeſetz wird ſeinen heil⸗ 
ſamen Einfluß auf die Arbeiterfrage mittelbar üben, indem es Rechts⸗ 
grundfätze aufſtellt, durch welche den auf Selbſthilfe beruhenden 
Genoſſenſchaften für die thalſächliche Entwickelung und ſelbſtſtändige 
Bewegung ein günſtiger Boden gewährt wird. Aber es hat ſich nur 
mit der rechtlichen Form der commerziellen Geſellſchaften, mit ber 
Ergänzung des Geſellſchaftsvechts auf der Grundlage anerkannter 
Rechtsprinelpien zu befchäftigen und muß die Hereinziehung anderer, 
mie man vielleicht fagen kann, focialpolitiſcher Zwocte von ſich ablehnen. 
Die Genoſſenſchaftsgeſetzgebung iſt daher jo wenig als die Handels⸗ 
geſetzgebung ein Ausnahmerecht, nicht das Sonderrecht einer beftimmten 
Volks⸗ oder Geſellſchaftsclaſſe. Der in der franzeſiſchen Literatur und 
von Seiten der arbeitenden Bevölkerung in Frankreich gegen den erften 
Entwurf eines neuen Geſetzes über die Gefellſchaften in den Jahren 
1865 bis 1867 erhobene Ruf nach dem Droit commun, die Ver⸗ 
wahrung gegen ein Sondergeſetz für die Arbeiter, gegen ein Privileg 
war vollkommen berechtigt. 

Eben fo jrrig aber if es, in dem Streben ein Ausnahmerecht 
zu vermeiden, unter Verkennung der wirthſchaftlichen Genoſſenſchaften, 
ihrer durch den gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetrieb bezeichneten Beſonder⸗ 


heit, ihre privatrechtlichen Verhältniſſe ebenſo wie die privatrechtliche 
Stellung aller anderen Vereine, welche mit denſelben vielleicht nur das 
Moment der unbeſtimmten Mitgliederzahl oder die Beziehung auf die 
Arbeiterfrage gemein haben, mit Einer und derfelben Rechtsformel 
regeln zu wollen, 

Wenn erkannt wird, daß die privatrechtliche Stellung der wirth⸗ 
schaftlichen Genoſſenſchaften nur im Anſchluß au die Geſellſchaftslehre 
des Handelsrechts und nicht im Geinenge mit allen möglichen andern 
Vereinigungen geordnet werden kann, ſo iſt es nur ein formeller 
Unterſchied, ob dieß in Form einer Novelle zu den betreffenden Handels⸗ 
geſetzbüchern, wie in dem franzöſiſchen Gefetz vom 24. Juli 1867 
sur les societös und dem öſterreichiſchen Entwürfe, in beſonderen 
ihnen gewidmeten Abſchnitten geſchieht, oder in einem formell ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gefeg, wie in dem norddeutſchen Genoſſenſchaſtsgeſetz und 


der engliſchen Mete vom 7. Auguſt 1862, welche gleichzeitig mit der 


Companies Act als beſonderes Geſetz unter dem Titel: „An act 
to eonsolidate and amend the Laws relating to Industrial 
and Provident Societies“ erſchienen iſt. 


noſſenſchaften als commerziellen Perſoualgenoſſenſchaften ihren richtigen 
Platz neben den anderen commerziellen Geſellſchaften anzuweiſen und 
die für die fegteren angenommenen Principien, ohne durch die Rück⸗ 
ſichten auf audere Lebeuserſcheinungen gehemmt zu fein, conſeguent in 
der Anwendung auf die Perſonalgenoſſenſchaften durchzuführen. 
Dleſelben haben mit der (handels rechtlichen) Capitalgenoſſenſchaft 
Alles, was ſich auf ihre Conſtitulrung im Allgemeinen, ihre Vertre⸗ 
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tung nach Außen, ihre Organe und ihre Geſchäftsgebahrung bezieht, 


geweinfhaftlih. In allen dieſen Punkten kann daher die Handels- 
geſetzgebung im Weſentlichen unmittelbar auf die wirthſchaftlichen 
Genoſſeuſchaſten ausgedehnt werden. Nur iſt, wie bezüglich der meiſten 
dieſer Punkte die Beſchrankung des Handelsgeſetzbuches auf diefenigen 
Actiengeſellſchaften, welche Handelsgeſchäfte treiben, der Verallgemeine⸗ 
rung für alle Capitalgenoſſenſchaſten mit der Zeit weichen wird, bieje 
Beſchränkung für Perſonalgenoſſenſchaften von Anfang an nicht zu 
empfehlen. Es beſteht kein Widerſpruch darüber, daß es vollkommen 
begründet war, wenn das norddeutſche Genoſſenſchaftsgeſetz eine Geſell— 
ſchaſtsſorm bietet, welche ohne auf eiue beflimmte Erwerbsquelle, wie 
der Handel, beſchränkt zu fein, für jede offentlichen Zwecken fremde, 
auf privaten Erwerb durch gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtete 
Vereinigung mit unbeſtimmter Mitgliederzahl Anwendung findet. 

Die ganze Aufgabe der Genoſſenſchaftsgeſetzgebung coneentrirt 
ſich hiernach in der Regelung der Mitgliedſchaſt und der 
hiemit unmittelbar zuſammenhängenden Frage der 
Haftpflicht. 

Zum Schluſſe führt Sarwey aus und begründet, daß die 
Möglichkeit eines Wechſels der Mitglieder, des unbehinderten Eintritts 
und Austritts, ſodann die Conſtſtutrung der Genoſſenſchaft ohne 
vorausgegangene Feſtftellung und Sicherung eines Grundrapitals für 
die Perſonalgenoſſenſchafteu gefordert werden müſſen, weil in der 
Perſonalgenoſſenſchaſt die Theilnahme an der Heſfellſchaft an die 
Perſon und nicht an einen beſtimmten in der Aelie repräſeuttrten 
Antheil an ihrem Vermögen geknüpft erſcheine. Wenn aun bei der 
Perſonalgenoſſenſchaft das Grundeapltal fehle, jagt Sarwey, fo 
müſſe eine andere Creditbaſis geſucht werden. Und da ſolle mau in 
der perfönlihen und ſolidaren Haftbarkeit der Mitglieder den Hebel 
des Credits der Genoffeufchaft finden, Unter dieſer Vorausſetzung 
könne endlich die ſtrengſte Solidität in der Geſchäſtsbehandlung durch 
die jedem Eluzelnen in feinem eigenen Intereſſe nahe gelegke per⸗ 
ſöuliche Thellnahme hieran, ſo wie die Erziehung der Mitglieder zu 
wirthſchafklichen, tüchtigen und ſelbſtſtändigen Menſchen erreicht werden. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zum 8. 161 sub 6 der Juſtructſon zur Ausführung des Wehrgeſetzes. 
Bei welcher arztlichen Behörde muß ſich nämlich zur Conſtatirung einer 
Erwerbsunfähigkeit der müunliche Angehörige unterſuchen laſſen 9 


Der Grundbefitzer Franz B. trug bei der Bezirkshauptmannſchaft 
M. dor, daß er alt, ſchwach und erwerbsunſähig ſei, daher bitte, daß 
man feinen zum 27. Linten⸗Infanterie⸗Regimente geſtellten einzigen 


Sohn enthebe und entlaſſe. Das Ergänzungs⸗Bezirks⸗Commando, wel⸗ 
chem das Einſchreiten des Franz B. übermittelt wurde, erwiederte, 
daß ſich Franz B. behufs Conſtatirung feiner Erwerbsunfähigkeit bei 
dem Ergänzungs⸗Bezirks⸗Revſſoriate in der Landeshauptſtadt einzu⸗ 
finden habe. Darauf bat Franz B., daß, weil er alt, ſchmach und 
unbemittelt fei, daher die weite Reife in die Landeshanptftadk ihn 
drücke, der Bezirksarzt in M. delegirt werde (allenfalls noch in Ver⸗ 
einigung mit einem anderen Civilarzte) ihn zu unterſuchen, und daß 
über dieſe Unterfuchung das weitere Amt gehandelt werden möge. Das 
Ergänzungs⸗Bezirks⸗Commando legte die Bitte des Frauz B. um 
Enthebung vom Erſcheinen in der Ergänzungs⸗Bezirks⸗Station dem 
General⸗Commando in Graz vor. 

Dieſes entſchied unterm 23. November 1869, Z. 2886, daß 
die Couſtatirung der Erwerbsunfahigkeit eines unterſtützungsbedürftigen 
Angehörigen zum Zwecke der Entlaſſung eines Soldaten aus dem 
ſtehenden Heere nach §. 161 der Juſtruction zur Ausführung des 
Wehrgeſetzes durch die ſtändige Stellungs-Commiſſion zu geſchehen habe. 


Es kann übrigens — fügte das General⸗Commaudo bei — der Be⸗ 
Es iſt nur auf dieſem Wege möglich, den wirthſchaftlichen Ge⸗ 


zirkshauptmanſchaft M. anheimgeſtellt werden, den Grundbeſitzer Franz 
B. durch den Bezirksarzt unterſuchen zu laſſen oder deſſen oſfenkun⸗ 
dige Erwerbsunfähigkeit durch eindringlich zu pflegende amtliche Er⸗ 
hebungen nachzuweiſen, allein das General⸗Commando muß ſich note 
behalten, zu beurthellen, ob die diesfalls belgebrachten Documente den 
geſetzlichen Anforderungen genügen und die Verhältuiſſe ſich jo rück ⸗ 
ſichtswürdig darſtellen, um eine ausuahmsweiſe Behandlung des be⸗ 
ſteheuden Falles zu rechtfertigen. Eine bindende und die geſetz⸗ 
mäßige Entſcheidung präjudlekrende Zuſage betreſſs der Gilkigkeit 
der bezirksärztlich beſtätigten Erwerbsunfahigkeit des in Rede ſtehenden 
Grundbeſitzers iſt daher in keinem Falle zu ertheilen. E. 


Ueber von Seite der Gemelude behhanptetes ausschließliches Nutzungsrecht 
an Schorterhaufen eines öffentlichen Gewäſſerg innerhalb der Grenzen 
des Gemeindegebletes. 


Die Gemeinde S. in Mähren pollte zur Beſchotterung der in 
ihrem Rayon gelegenen Gemelndeſtraßen das Schottermateriale aus 
dem Bache d nehmen, Die Stadtgemeinde P. und die Dorfgemeinde 
C. erhoben dagegen mit dem Bemerken Einſpruch, daß der Bach, fo 
welt er durch ihr Gemelndeterritorium fließe, von fremden Gemeinden 
und Perſonen nicht ausgenützt werden dürfe. Die Gemeinde P. fügte 
ſogar bei, daß fie den Theil des Baches, welcher in chrem Territorium 
liege, verpachtet und zwar dem Straßenconcurrenz⸗Ausſchuſſe behufs 
Ausſchotterung gegen einen guten Pachtzing überlaſſen habe. Went 
daher die Gemeinde S. in der Gemeinde P. den Bach ausſchottern 
wolle, fo müffe fie dafür zahlen. Die Bezirkshauptmaunſchaſt entfchied, 
daß die Gemeinde S. oder deren Inſaſfen nicht verpflichtet feien, 
für die Gewinnung des Schotters zu Straßeuzwecken aus dem Bache 
H. eine Gebühr zu zahlen, well Fluͤſſe und Bäche durch das Geſetz 
vom 30. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 93, als öffentliches Gut 
erklärt und daher (8. 287 des a. b. G. B.) allen Mitgliedern des 
Staates zur Benützung verſtattet ſeien. Die Statthalterei beflätigte 
im Recurswege dieſe Entſcheidung, well ſelbe mit Rückſicht auf den 
8. 3. des Geſetzes vom 30. Mai 1869 begründet erſcheine und weil 
die Gewiunung von Pflanzen, Schlamm, Erde, Sand, Eis, Stein und 
Schotter aus öffentlichen Gewäſſern von jeher Jedermann gegen Be⸗ 
obachtung der polizeilichen Vorſchriften frei geſtanden ſei. Dagegen 
ſuchte die gekränkte Gemeinde P. darzulegen, daß die ganze Angelegen⸗ 
heit zum Gegenſtande des Civilproceſſes zu machen, nicht aber im 
politiſchen Wege abzuthun fei, weil es ſich um ein Privatrecht der 
Gemeinde P. handle. Es möge daher erkannt werden, daß die Ge⸗ 
meinde S. mit ihrem Begehren um freien Schotterbezug auf den Eie 
vilrechtsweg gewieſen werde. 

Das Miniſterium des Innern im Einverſtändniſſe mit dem 
Ackerbauminiſterium gab laut Erlaſſes vom 25. November 1869, Z. 
16.640, dem Recurſe keine Folge, bemerkte jedoch, daß es der Ge⸗ 
meinde P. unbenommen bleibe, den „Rechtsweg“ zu betreten, wenn fie 
glaube, einen Privatrechtstitel auf den Beſitz des Baches ., geltend 
machen zu können. R. 


— — 


Verordnungen. 


Erfüllung der Stempelpflicht der Eingalen und Liceuzen zum Gewerbs⸗ 
bekrlebe oder zu Erwerbsgeſchüften und Haudhabung der Dirsfälligen 
Controlle. 


Zur Erfüllung der geſetlichen Stempelpflicht der Eingaben und Licenzen 
zum Gewerbsbetriebe oder zu Erwerbsgeſchäſten wird mit der Genehmigung 
des hoben k. k. Finanz⸗Miniſteriums vom 3. December 1869, Z. 38884, Fol: 
gendes angeordnet: 


1. Eingaben ober die deren Stelle vertretenden Protokolle um die in 
der T. g. 48. b. des Geſehes vom 13. December 1862 bezeichneten Erwerbs⸗ 
befugniſſe unterliegen dem bafelbft unter 1 und 2 feſtgeſetzten Eingaben ſtempel. 
Wird das bezügliche Anſuchen mündlich angebracht und barüber kein Protokoll 
aufgenommen, jo iſt, wenn die angeſuchle Bewilligung aus juxtirten Regiſtern 
(mittelſt Ausfſchnitts-Jurten) ertheilt wird, der Eiugabenſtempel gemäß A be 
ſatzes 8 bes hohen k. k. Finanz⸗Miniſterial⸗Erlaſſes vom 20. December 1862, 
3. 68.610 (W. Bl. Nr. 59, S. 467) auf der im Jurtahefle verbleibenden 
Juxta anzubringen und zu überſchreiben; falls aber die angeſuchte Bewilligung 
nicht aus juxtirten Regiſtern ertheilt „ it der Eingabenſtempel auf jener 
ümtlichen Ausfertigung (Beſcheid, Berſtändigung), welche nabſt den eigentlichen 
Licenzurkunden ſelbſt der Partei ausgefolgt wird, ebenfalls mittelſt Ueberſchrei⸗ 
bung der Stempelmarke anzubringen. Wird im letzteren Falle außer der eigent⸗ 
lichen Licenzuckunde keine andere abgeſonderte ämtliche Ausfertigung ausgefolgt, 
fo wied der Eingabenftempel auf dem bezüglichen ämtlichen Referate ſelbſt 
anzubringen und ämtlich zu überſtempeln fein, da die Licenzurkunde ſchon für 
ſich allein einem beſonderen Stempel unterliegt. 


2. Die Llcenz⸗ oder Conceſſionsurkunde zur Ausübung eines Gewerbsbe⸗ 
triebes oder zur Vornahme einzelner Erwerbsacte erfordert unabhängig von 
dem hier unter 1 angedeuleten Eingabeuſtempel ben in der T. P. 7. g. des 
Geſetes vom 9. Februar 1850 vorgezeichneten Stempel und es iſt die betref⸗ 
fende Stempelmarke auf der Licenzurkunde mit Ueberſchreibung zu verwenden, 
dieſe Licenzurkunde mag aus jurtirten Regiſtern oder nrittelft geſchriebenen Aus 
fertigungen aus geſtellt werden. Der leslere Stempel entfällt jedoch bei den 
aus ben jugtirten Anmeldungskxegiſtern für freie Gewerbe erfolgten Ausſchmitten 
und den diesfälligen abgeſonderten Gewerbeſcheinen, da bei ſolchen Gewer ben 
die Ausſtellung einer eigenen Berechtigungsurkunde nicht ſtaltfin det. 


3. In den Fällen, in welchen mittelſt einer Eingabe um die Ausfol⸗ 
gung von Muſiklicenzen für mehrere Beluſtigungsorte zugleich gebeten wird, 
genügt für dieſe Eingaben der einſache (das iſt nicht nach der Zahl der Be: 
luſtigungsorle zu vervielfachende) Eingabenſtempel, wenn der Gefuchſteller nicht 
unter die zur Ausübung ihrer Erwerbsacte herumteiſenden Perfonen gehört, 
indem die Anmerkung zu b. 1 und 2 T. P. 43 des Geſetzes vom 13. December 
1862 wegen Eutrichtung der Gebühr von jeder beſonderen örtlichen Bewilligung 
ſich nur auf Perſonen der erwähnten Kategorie bezieht. Werden über dieſe 
Eingaben mehrere Ilcenzen und zwar für jeden Ork abgejonbert ausgefertigt, 
fo unterliegt jede verſelben dem in der T. P. 7. g. des Geſezes vom 9. Fee 
bruar 1850 feſtgeſehten Urkundenſtempel. 


4. Menn mit einer Eingabe um bie Bewilligung zur Abhaltung einer Tanz⸗ 
muſik und zur Offenhaktung des Gaſthauſes über die polizeiliche Sperrſtunde 
angeſucht wird, jo iſt für vieſes Anſuchen nur der einfache Eingabenſtempel 
und ebenſo für die Licenz, wenn auch in benfelben beiden Anſuchen willfahrt 
wird, der Urkundenſtempel nur einmal zu verwenden. 


Die Controlle über die ven vorſtehenden Anordnungen entſprechende Ge: 
bührenbehandlung der Eingaben und Licenzen zum Gewerbsbelrlebe oder zu 
Erworbsgoſchäften wird den perjodiſchen Stempel⸗Meviſionen überlaffen. Zu 
dieſem Behufe wurden in Folge Decretes des k. k. Handels⸗Minſſterſums vom 
22. November 1869, 3. 21260, alle zur Erteilung von Gewerbsberechtigungen 
oder zur Bewilligung der Vornahme von Erwerbsacten befugten Behörden und 
Organe angewieſen, die betreffenden juxtirten Regiſter fünf Jahre hindurch 
aufzubemahren und in dem gemäß Erlaſſes desſelben Miniſteriums vom 27. Aus 
guſt 1861, g. 2647, Abſaß 1 (B. Bl. Rr. 49, S. 225), der Steuerbehörde 
monatlich mitzutheilenden Auszuge aus dem Regiſter für die conceſſionirken 
Gewerbe auch den zur Conceſſionsurkunde verwendeten Stempel anzugeben. 
Von der im Abſatze 8 des hohen Finanz: Minifterial-Erlafjes vom 20. December 
1862, 3. 68.610, enthallenen Anordnung, die Juxten der Gewerbs⸗ und Licenz⸗ 
Megiſter an die Genfursbchörbe eimzuſenden, kommt es ab. (Verordnung her 
Finanz-Landesbirection in Brünn vom 11. December 1869, 8. 13.777, Nr. 19 
der Beilage für Mähren zu dem Finanz⸗Minifterial⸗Verordnungsblatte.) 


Perſonalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 


Se. Majeſtät haben dem Leiter des Conſulates in Jeruſalem Grafen 
Bernhard Caboga⸗Cerva das Ritterkreuz des Leopolbs⸗Ordens und dem 
Bu Vieeconful Jakob Pas cal das Ritterkreuz des Franz⸗Joſefs⸗Ordens 
verliehen 

Se. Majeftät haben dem Miniſterlal⸗ und Präfidialſerretär im Ackerbau⸗ 
miniſterium Dr. Ferdinand Edlen v. Blumfeld den Orden der eifernen 
Krone dritter Claſſe oerliehen. 

Se. Maſeſtät haben bem Bezirksarzte Dr. Joſef Pla ſeller in Innsbruct 
das Rittertreug des tanz. Jeſefe-ETdege verſſchen. 

=, ajeftät haben dem Minittermlirerrtiär Mu Men tes eine fyſtemiſirte 
„im Accrbaummiſtertm dertiehen. 

Se. Majeftät haben den Bauralhen im Miniſterum des Innern Joſef 
nterhalder und Eduard Verida den Titel und Raug von Oberbau⸗ 
en verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Fin anzrommiſſär und Steuerreſerenten in Capo 
be Iſtria Johann Genzo den Titel und Charakter eines Finanzſecretärs verliehen. 

Der Minifter des Innern hal ben Ingenieur zu, Salau, Guſtav Petra⸗ 
ce v. Wokaunſtein, und den Ingenſeur im Miniſletlum des Innern, 
Johann Borkomih, zu Ober⸗ Ingenieuren, dann den Bau- Adjuncken zu 
Brünn, Anton Schmig mator, Zum Din jenieur für den Staatsbaudienſt in 
Mähren, jo wie den Bauabjuncten of Groß zum Ingenieur für ben 
Staatsbaudienſt in Galizien ernannt. 

Der Minister des Innern hal den galiziſchen Bauadjuncten Ludwig 
Piflasel zum Ingenieur im Miniſterlum des Innern ernannt, 


Erledigungen 
aus dem Amtsblatte der „Wiener Zeitung“. 


Bezirkshauptmennsſtelle erſter eventuell zweiter Claſſe in Oberöſterreich, 
bis Ende Jänner (Amtsblatt Nr. 15). 
 Soltoamtäofficialäftelle, 600 fl. Gehalt, für Wien oder Trieſt 126 fl. Quar. 
tiergelb, bis 11. Februar (Amtsblatt 16). 

Proviſorſſche Bezerksforſteommiſſärsſtelle ber der Bezirkshauptmannſchaft 
Tolmein, 800 fl. Gehalt, 100 fl. Juartiergeld, Pauſchalbekrag von 8 fl. 50 kt. 
als Reiſeentſchädigung per Tag (Amtsblatt Nr. 17). 

Secretärsſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft in Raguſg, 600 fl. Ge: 
halt, Vorrückung in 700 fl. bis 15. Februar (Amtsblatt Rr. 19). 


Im Merlage von Moritz Perles in Wien, Spiegelgaſſe Nr. 17, 
iſt erſchlenen: 2 
Oeſterreichiſcher 


Juriſten Kalender 
1870. 


Taſchenfor mal. Elegant gebunden. Preis 1 fl. 40 kr. 
Juhaltsuerzeichniß. 
Anfang ber vier Jahreszeiten. Finſterniſſe. Normatage. Hof:Mormatage. Gerichts⸗ 
ferien, Kalendarium. Stempelgebührenſealen. Pereentualgebühren. Ziehungen 
ber öſlerreichiſchen Lotterje⸗Effecten. Terminkalender: Die iſraelitiſchen Feſt⸗ 
und Feiertage, Tagebuch (für jeden Tag eine halbe Seite). Beigaben: Eides⸗ 
formeln, Merth der Coupons ber öſterreichiſchen Staatsſchuldverſchreibungen und 
Staatsloſe. Telegraphengebühren. Auszug aus dem Gebührentarife. Adreſſen⸗ 
Verzeichniß der Wiener Advocaten und Notare. Verzelchniß der Gerichts⸗ und 
Verwaltungsbehörden erſter Inftanz nebſt Angabe der Advocaten und Nolare. 
Juriſtiſche Zeitſchriften. Anh aug für Wien: Fuhrtaxen in Wien, Subſtitutions 
Vollmacht für Wiener Advocaleu. Enipfehlungsanzeigen literarischen Inhalts. 


Die Buchhandlung von Moritz perles in Wien, 
Spiegelgaſſe Nr. 17, empfiehlt ihr Lager von Werken aus 
allen Wissenschaften, übernimmt Pränumeratianen auf 
alle Journale und Lieferungswerke des In⸗ und us 
landes und beforgt Nicht-Vorräthiges umgehend. 

Ich richte mein Hauptaugenmerk auf die Beſorgung von 
Rechts- und Staatswissenschaftlicher Literatur und 
bitte mich mit Ihren Aufträgen zu beehren. 

Homann 
Moritz Perles, 


Buchhandlung in Wien, Spiegelgaffe Nr. 17. 


Druck von A. Pichler's Witwe & Sohn in Wien. 


Verlag von Morig Perles in Wien, Stadt, Spiegelhaffe T7. 


